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Entschließung des Ausschusses der Regionen zum Thema „Nukleare Sicherheit und lokale/
regionale Demokratie“

(98/C 251/06)

DER AUSSCHUSS DER REGIONEN,

gestützt auf die Schlußerklärung der Europäischen Konferenz über „Nukleare Sicherheit und
lokale/regionale Demokratie“, die vom 24. bis 26. Juni 1997 in Göteborg stattfand,

aufgrund seiner Beschlüsse vom 10. Dezember 1997 und vom 18. Februar 1998, die
Fachkommission 4 „Raumordnung, Städtefragen, Energie, Umwelt“ mit der Ausarbeitung
einer Entschließung zu den Schlußfolgerungen der Europäischen Konferenz über „Nukleare
Sicherheit und lokale/regionale Demokratie“, die vom 24. bis 26. Juni 1997 in Göteborg
stattfand, zu beauftragen,

gestützt auf den von der Fachkommission 4 am 12. Dezember 1997 angenommenen Entwurf
einer Entschließung (CdR 423/97 rev. 2) (Berichterstatter: Herr Soulsby),

nahm auf seiner 23. Plenartagung am 13. und 14. Mai 1998 (Sitzung vom 14. Mai) mehrheitlich
folgende Entschließung an.

1. Der Ausschuß der Regionen ist, ohne Stellung für ten vertretenen Ansichten in vollem Umfang berücksich-
tigt werden. Um dies zu erreichen, muß den folgendenoder gegen die Kernenergie beziehen zu wollen, nach

Anhörung der Sachverständigen davon überzeugt, daß Erfordernissen Rechnung getragen werden:
die Sorgen um die Volksgesundheit aufgrund der Strah-
lenbelastung der Umwelt, die durch radioaktive Nie-

A) Transparenzderschläge nach Reaktorunfällen verursacht wird, die
durch die kerntechnische Energieerzeugung, die bei der
Lagerung nuklearer Abfälle austretenden Stoffe und die Alle verfügbaren Informationen, die die Standortwahl,
Kernstoffaufbereitung und -wiederaufbereitung verur- den Bau, den Betrieb und die Stillegung kerntechnischer
sacht werden kann, berechtigt sind und ernst genommen Einrichtungen betreffen, sollten präzise sein, der Wahr-
werden müssen. heit entsprechen, der Nachprüfung standhalten und den

betroffenen lokalen und regionalen Gebietskörperschaf-
ten — einschließlich der Behörden in Nachbarstaaten2. Der Ausschuß der Regionen tritt für das Vorsor-
und derjenigen Staaten, die mit Transporten radioakti-geprinzip als Leitmotiv für die Beschlußfassung ein, weil
ven Materials in Berührung kommen — seitens deres Rücksichtnahme auf die nachfolgenden Generationen
Betreiber und der Aufsichtsbehörden ohne Ein-bedeutet.
schränkungen vorgelegt werden.

3. Der Ausschuß der Regionen befürwortet die in
der Erklärung von Rio verankerten Forderungen nach B) BeteiligungMitbestimmung in und Informationen über Umweltfra-
gen inkl. gefährliche Stoffe:

An der Entscheidungsfindung hinsichtlich des Standorts
„Am besten lassen sich Umweltfragen dann behan- einer kerntechnischenAnlage undderEntsorgung nukle-
deln, wenn alle betroffenen Bürger auf der jeweils arerAbfälle auf denDeponien sollten die lokale Bevölke-
zuständigen Ebene einbezogen werden. Auf ein- rung und alle übrigen betroffenen Bürger beteiligt
zelstaatlicher Ebene muß jedem einzelnen Bürger werden. Die jeweilige lokale oder regionale Gebietskör-
angemessener Zugang zu umweltbezogenen Infor- perschaft sollte das letzte Wort bei der Entscheidung
mationen gewährtwerden, die sich imBesitz öffentli- für oder gegen das betreffende Projekt haben. Die
cher Behörden befinden. Dies gilt auch für solche Entscheidung sollte in bestmöglicher Kenntnis aller
Informationen, die gefährliche Stoffe und Tätigkei- relevanten Informationen erfolgen. Für Kernkraftwerke
ten auf dem Gebiet des jeweiligen Gemeinwesens und Abfallbewirtschaftungsanlagen sollte eine Umwelt-
betreffen. Gleichzeitig muß dem Bürger die Möglich- folgenabschätzung durchgeführt werden, die bei korrek-
keit zur Teilnahme an den Beschlußfassungsprozes- ter Verfahrensweise die Information und verstärkte
sen eingeräumt werden.“ Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die Prüfung von

Alternativen ermöglicht.
4. Der Ausschuß der Regionen ist überzeugt, daß
dringender Bedarf an der Stärkung demokratischer, auf

C) Finanzielle UnterstützungPartizipation ausgerichteter Verfahren für die Planung
und den Betrieb kerntechnischer Anlagen besteht, damit
alle betroffenen gesellschaftlichen Gruppen der lokalen, Die tatsächlich und potentiell betroffenen lokalen und

regionalen Gebietskörperschaften sollten Anspruch aufregionalen, nationalen und internationalen Ebene einbe-
zogen werden können. Voraussetzung hierfür wäre, daß eine finanzielle Unterstützung durch die Zentralregie-

rung und den oder die Betreiber der kerntechnischendie von den lokalen und regionalen Gebietskörperschaf-
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Anlage haben. Dies soll sie in die Lage versetzen, vertretbaren Kosten und des Zugangs zur Nachprüfung
durch eine höhere gerichtliche Instanz durchgesetztsachkundig an den Entscheidungsverfahren betreffend

kerntechnische Anlagen mitzuwirken (Unter „kerntech- werden sollte.
nischen Anlagen“ sind in dieser Entschließung auch
Wiederaufbereitungsanlagen sowie Zwischen- und End- 8. DerAusschußderRegionenhält es für erforderlich,
lager zu verstehen.) daß die Aktivitäten der verschiedenen europäischen

Organisationen, die sich mit der nuklearen Sicherheit
D) Beurteilung der wirtschaftlichen Auswirkungen befassen, besser koordiniert werden. Die gewählten

Verfahren sollten auf neutraleWeise undunterWahrung
Vor Standortentscheidungen für neue Anlagen bzw. vollständiger Unabhängigkeit von den Energieerzeugern
deren Bau sollten regionale Wirtschaftsfolgenabschät- die wirksame Überwachung der Sicherheit aller kern-
zungen durchgeführt und vorläufige Entwicklungspläne technischen Anlagen in den Staaten, die Mitglied des
aufgestellt werden, zu denen auch die Öffentlichkeit Europarats sind, gewährleisten.
Stellung nehmen kann. Für bestehende und künftige
Anlagen sollten Wirtschafts- und Beschäftigungspläne 9. Der Ausschuß der Regionen bekräftigt, daß die im
erstellt werden, um zu verhindern, daß die betreffende Nuklearbereich geführte Politik innerhalb der Europäi-
Region in eine zu große industrielle und soziale Ab- schen Union mit den allgemeinen Grundsätzen der
hängigkeit von der kerntechnischen Anlage gerät und Umwelt- und Gesundheitspolitik vereinbar sein und
eine endgültige Außerbetriebnahme der Anlage proble- durch eine Änderung der einschlägigen Richtlinie si-
matisch wird. Die lokalen und regionalen wirtschaftli- cherstellen sollte, daß der freie Zugang zu Umweltinfor-
chen Nachteile einer endgültigen Außerbetriebnahme mationen gewährleistet ist und kerntechnische Anlagen
nahezu ausgedienter Kernkraftanlagen sind dadurch zu davon nicht ausgenommen werden, daß über Fragen der
vermeiden, daß inderselbenRegionAnlagen zurWärme- Gesundheit und Sicherheit informiert wird und daß
oder Stromerzeugungangesiedeltwerden, die erneuerba- Ausnahmeregelungen auf ein Mindestmaß beschränkt
re Energiequellen nutzen; auf diese Weise können die werden(2).
Kenntnisse und Erfahrungen des Personals der Kern-
kraftanlagen genutzt werden.

10. Der Ausschuß der Regionen erachtet die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit zwischen nationalen5. Der Ausschuß der Regionen hält die Einrichtung
und regionalen Behörden sowie zwischen lokalen Ver-lokaler Verbindungsausschüsse für sinnvoll, denen ein
bindungsausschüssen als wesentlich für den Schutz derbreites Spektrum an Vertretern lokaler und regionaler
Bevölkerung vor kerntechnischenGefahrenundSchädenGebietskörperschaften, sozialer Netzwerke, der Betrei-
durch radioaktive Emissionen sowie für die Gewähr-ber und Aufsichtsbehörden kerntechnischer Anlagen
leistung des Zugangs der in den Grenzregionen lebendensowie weiterer besonders betroffener Gruppen wie
Bevölkerung zu den erforderlichen Informationen; istBürgerinteressenvereinigungen, im Umweltschutzbe-
sich über die Probleme im klaren, denen die mittel- undreich tätige nichtstaatlicheOrganisationenundMedizin-
osteuropäischen Staaten bei der Nachrüstung veralteterwissenschaftler angehören würden, die ein geeignetes
Reaktoren gegenüberstehen; und ist derAuffassung, daßForum für die Beteiligung der Öffentlichkeit bieten
derzeit das Augenmerk zwar vorrangig auf technologi-sollten, vorausgesetzt, ihnen würde ein unabhängiger
scheVerbesserungenunddieAufstellung vonRechtsvor-rechtlicher Status eingeräumt. Sie sollten vorrangig
schriften für nukleare Tätigkeiten gerichtet ist, daßdie Aufgabe haben, die Sicherheitsvorkehrungen in
darüber hinaus jedoch dringender Bedarf herrscht,kerntechnischen Anlagen zu überwachen, relevante In-
partizipativ demokratische Beschlußfassungsverfahrenformationen zusammenzutragen, die Öffentlichkeit über
im Hinblick auf künftige Alternativen bei der Energieer-Sicherheitsfragen zu informieren und an der Ausarbei-
zeugung zu entwerfen.tung von Katastrophenschutzplänen mitzuwirken.

6. Solche Ausschüsse sollten gegenüber den lokalen 11. Der Ausschuß der Regionen hält viele der Fragen
und regionalen Gebietskörperschaften rechenschafts- imZusammenhangmitdenVorschlägenzurBehandlung
pflichtig sein. Mit der Durchführung von Volksentschei- von radioaktiven Abfällen für komplex und für die
den auf kommunaler, regionaler bzw. nationaler Ebene breite Öffentlichkeit nicht verständlich. Es ist daher von
könnte den Bürgern ebenfalls die Möglichkeit gegeben entscheidender Bedeutung, den Zugang der Öffentlich-
werden, ihren Willen in bezug auf bestehende oder keit zu allen wesentlichen Informationen zu gewähr-
geplante kerntechnische Anlagen zum Ausdruck zu leisten, die lokalen und regionalen Behörden und die
bringen. Öffentlichkeit am Entscheidungsprozeß zu beteiligen

und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Sicherheits-7. Der Ausschuß der Regionen erkennt an, daß das
prinzipen der Deponien und in die Abfallbewirtschaf-Recht auf Information und Beteiligung auf internationa-
tungsprogramme zu stärken.ler Ebene im Rahmen des vorgeschlagenen ECE-

Übereinkommens(1) einschl. eines Beschwerderechts zu
12. Der Ausschuß der Regionen ist sich darüber im
klaren, daß sich die künftigen Sicherheitsprobleme auf(1) Übereinkommen der Wirtschaftskommission für Europa
die StillegungkerntechnischerAnlagenbeziehenwerden.betreffend den Zugang zu Umweltinformationen und die

Beteiligung der Öffentlichkeit an Umweltbeschlüssen, das
Gegenstand laufender Verhandlungen ist, an denen u.a.
Vertreter der Europäischen Union beteiligt sind, und das (2) Dies bezieht sich auf die Gemeinschaftsrichtlinie

90/313/EWG über den freien Zugang zu Informationenauf der vierten Ministerkonferenz über „Umwelt für
Europa“ im Juni 1998 in Aarhus, Dänemark, unterzeichnet überdieUmwelt,diederzeit vonderEuropäischenKommis-

sion überarbeitet wird.werden soll.
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Für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften Ort. In derartigen Fällen sind Transparenz, Zugang zu
Informationen und die Beteiligung der Öffentlichkeitbedeutet dies potentielle Gefährdungen der Sicherheit,

den Verlust von Arbeitsplätzen und Steuereinnahmen an den Entscheidungsverfahren von besonders großer
Bedeutung.und möglicherweise einen wirtschaftlichen Einbruch vor

Brüssel, den 14. Mai 1998.

Der Präsident

des Ausschusses der Regionen

Manfred DAMMEYER

Stellungnahme des Ausschusses der Regionen zu dem „Bericht über die demographische
Lage 1997“

(98/C 251/07)

DER AUSSCHUSS DER REGIONEN,

gestützt auf den „Bericht über die demographische Lage 1997“(1),

aufgrund des Beschlusses vom 18. September 1997, gemäß Artikel 198 c Absatz 4 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft eine Stellungnahme zu vorstehendem Bericht
abzugeben und die Fachkommission 8 „Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt, Sozialpo-
litik, Gesundheitswesen“ mit der Erarbeitung dieser Stellungnahme zu beauftragen,

gestützt auf den von der Fachkommission 8 am 27. November 1997 angenommenen
Stellungnahmeentwurf (CdR 388/97 rev. 2), für den Herr Roscam Abbing als Berichterstatter
fungierte,

verabschiedete auf seiner 23. Plenartagung am 13. und 14. Mai 1998 (Sitzung vom 14. Mai)
folgende Stellungnahme.

Einleitung Das Hauptziel der Berichterstatterin des Parlaments
bestand darin, die Aufmerksamkeit der politischen
Entscheidungsträger auf die Bedeutung des Faktors1994 veröffentlichte die Europäische Kommission erst-
Demographie für viele Politikbereiche hinzuweisen: diemals einen Bericht über die demographische Lage in der
Wirtschaftspolitik, die Arbeitsmarktpolitik, die sozialeEuropäischen Union(2), der vornehmlich allgemeine
Sicherheit, das öffentlicheGesundheitswesen, die Regio-Statistiken enthielt.
nalpolitik, die Umweltpolitik usw. Frau Boogerd-Quaak

Im Mittelpunkt des einschlägigen Kommissionsberichts traf u.a. folgendeFeststellung: „Die politischenEntschei-
für 1995(3) standen die Bevölkerungsalterung und ihre dungsträger berücksichtigen (...) diesen Faktor im allge-
Auswirkungen. Der Ausschuß für Beschäftigung und meinen nicht entsprechend. Die derzeitige Politik beruht
soziale Angelegenheiten des Europäischen Parlaments jedochhäufig auf derAnnahme, daßdie demographische
benannte Frau Boogerd-Quaak (ELDR, NL) als Bericht- Struktur der Bevölkerung ein statischer Faktor ist,
erstatterin für dieses Thema. Ihr Bericht wurde vom und folglich können sich die politischen Maßnahmen
Europäischen Parlament imMärz 1997(4) verabschiedet. langfristig als ineffizient erweisen.“

(1) KOM(97) 361 endg.
(2) KOM(94) 595 endg. Das Bewußtsein für diese Problematik wächst nur
(3) KOM(96) 60 endg.: Die demographische Lage in der langsam. Versicherungsgesellschaften und Pensionskas-

Europäischen Union 1995. senwaren die ersten Akteure, die angesichts der Bevölke-(4) A4-0042/97 (PE 218.695): Bericht des Europäischen Parla- rungsalterung die Alarmglocken läuteten, weil sie vor-ments über den Bericht der Kommission über die demogra-
hersahen, daß die Finanzierung der Altersrenten inphische Lage in der Europäischen Union 1995 (Verabschie-
nicht allzu ferner Zukunft erhebliche Schwierigkeitendung: am 14.3.1997; Berichterstatterin: Frau Boogerd-
aufwerfenwürde.DerFaktorDemographiewirdmittler-Quaak (Ausschuß fürBeschäftigungund sozialeAngelegen-

heiten) — ABl. C 115 vom 14.4.1997, S. 238. weile zwar gelegentlich in grundsatzpolitischen Doku-


